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Mündliche Anfragen 

gemäß § 111 der Geschäftsordnung (Fragestunde 
für die 63. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am 17. Dezember 1954 


1. Abgeordneter 
Dr. Keller 


2. Abgeordneter 
Ritzel 


3. Abgeordneter 
Hübner 


4. Abgeordneter 
Schmitt 
(Vockenhausen) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß durch 
die unmittelbare Geltung des Gleichheits- 
grundsatzes auch im Besoldungsrecht Ände- 
rungen verursacht werden, die den Herrn 
Bundesminister des Innern bereits am 6. Mai 
1954 zu einem Erlaß (Gemeinsames Ministe 
rialblatt S. 222) veranlaßt haben? Ist der 
Bundesregierung weiter bekannt, daß in den 
Ländern die konsequente Durchführung dieses 
Gedankens davon abhängig gemacht wird, 
daß der Herr Bundesminister der Finanzen 
zu dem vorstehenden Erlaß positiv Stellung 
genommen hat? Wann gedenkt der Flerr 
Bundesminister der Finanzen diese Stellung- 
nahme abzugeben und dabei dem Gleichheits- 
grundsatz voll Rechnung zu tragen? 

Welche Aufwendungen wurden infolge der 
Wahl der Stadt Bonn zur Bundeshauptstadt 
bis jetzt erforderlich 

a) für die Errichtung von Dienstgebäuden, 

b) für die Errichtung von Wohnungen? 
Welche Aufwendungen gleicher Art sind nach 
Auffassung der Bundesregierung darüber hin- 
aus noch weiter erforderlich? 

Glaubt der Herr Bundesminister für das Post- 
und Fernmeldewesen den Betriebsfrieden 
unter den Angehörigen seiner Verwaltung 
dadurch zu fördern, daß er durch die Post- 
reklame die Rückseiten der Gehaltszettel für 
Werbungszwecke an die im heftigen Kampf 
gegeneinander stehenden Berufsorganisationen 
der Postangehörigen vermieten läßt? 

Wie hoch sind die Reklamegebühren, die die 
Deutsche Postgewerkschaft je Monat hierfür 
zu entrichten hat? 

Ist der Herr Bundesminister für Wirtschaft 
bereit, in dem Referat Berufsausbildung seines 
Ministeriums auch einen Referenten für kauf- 
männische Berufsausbildung zu bestellen, der 
über die entsprechende fachliche Vorbildung 
verfügt? 


Drude: Buchdruckerei Peter Meier, Bulsdorl/Siegburg 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, Rheinallee 20 



5. Abgeordneter 
Rademacher 


6. Abgeordneter 
Körner 


7. Abgeordneter 
Dr. Leiske 


8. Abgeordneter 
Dr. Leiske 


9. Abgeordneter 
Funk 


Sind der Bundesregierung bzw. dem Herrn 
Bundesminister des Innern die vom sowjet- 
zonalen Ausschuß für Deutsche Einheit her- 
ausgegebenen Broschüren über Dr. John und 
den ehemaligen CDU-Bundestagsabgeordneten 
Schmidt- Wittmack bekannt? 

Was gedenkt die Bundesregierung im Ein- 
vernehmen mit den Landesregierungen zu tun, 
um die sich mehrenden räuberischen Über- 
fälle auf Kraftfahrzeuge, vor allem auf Per- 
sonenkraftwagen zu bekämpfen ? 

Was gedenkt die Bundesregierung - im Hin- 
blick auf die Kritik des Präsidenten des Zen- 
tralverbandes des Deutschen Handwerks auf 
der öffentlichen Kundgebung des Malerhand- 
werks am 16. Oktober 1954 in der Kongreß- 
halle zu Frankfurt (Main) an der Kreditbe- 
willigung der Industriekreditbank AG. Düssel- 
dorf mit nur 0,9 v. H. für das Handwerk, 
an der Kreditbewilligung der Kreditanstalt 
für Wiederaufbau Frankfurt (Main) mit 
schätzungsweise nur 0,045 v. H. für das Hand- 
werk und an den Beschlüssen des Bundes- 
kabinetts hinsichtlich der Verwendung der 
Tilgungsraten und Zinserträge aus dem ERP- 
Sondervermögen für das Handwerk — in 
Zukunft gegen diese von dem Präsidenten 
des Zentralverbandes beklagte „grobe Ver- 
nachlässigung des Handwerks in der öffent- 
lichen Kreditpolitik” zu tun, um eine Steige- 
rung der Produktivität auch im Handwerk 
zu erzielen? 

Welche unverzüglichen Maßnahmen gedenkt 
die Bundesregierung - im Hinblick auf die 
Bemerkungen eines Sachverständigen aus der 
Automobilindustrie in der 26. Sitzung des 
Ausschusses für Verkehrswesen über die zu- 
nehmend bedrohliche, weil die Gefahren im 
Straßenverkehr vermehrende Überladung der 
Lastkraftwagen und Lastwagen-Züge - selbst 
oder durch nachdrückliche Einwirkung auf 
die Länderregierungen zu ergreifen, um diese 
Mißstände im Straßenverkehr abzuwehren 
und zu unterbinden? 

Ist es richtig, daß die Führerschein grenze von 
100 ccm auf 50 ccm Hubraum herabgesetzt 
werden soll? 

Ist im Interesse der Herstellerfirmen in diesem 
Falle daran gedacht, eine angemessene Uber- 
gangsfrist festzulegen? 



10. Abgeordneter 
Dewald 


11. Abgeordneter 
Dewald 


12. Abgeordneter 
Rademacher 


13. Abgeordneter 
Baur (Augsburg) 


14. Abgeordnete 
Frau Beyer 
(Frankfurt) 


15. Abgeordneter 
Schneider 
(Bremerhaven) 


16. Abgeordneter 
Schneider 
(Bremerhaven) 


17. Abgeordneter 
Dr. Vogel 


Wann ist mit dem Erlaß der zum Bundes- 
evakuiertengesetz vom 14. Juli 1953 (BGBL. I 
S. 586) vorgesehenen Rechtsverordnungen zu 
den §§ 3, 7, 9 und 20 zu rechnen, deren 
weitere Verzögerung der Durchführung des 
Gesetzes erhebliche Schwierigkeiten bereitet? 

Ist die in § 15 des Bundesevakuiertcngesctzes 
vorgesehene Anweisung an die Bundesanstalt 
für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenver- 
sicherung, Evakuierte bevorzugt in Arbeit zu 
vermitteln, ergangen? 

Ist der Herr Bundesminister für Verkehr be- 
reit, schon im Vorstadium auf die Dienststelle 
Blank Einfluß zu nehmen mit dem Ziel, daß 
alle Transporte, soweit sie nicht militärisch 
bedingt sind, durch die bestehenden staat- 
lichen und privaten Verkehrsträger durch ge- 
führt werden? 

Ist es richtig - wie die „Frankfurter Allgemeine 
Zeitung” vom 3. November 1954 berichtet 
daß im Bundesfinanzministerium ein Beamter 
von seinem Vorgesetzten öffentlich eine 
„schneidende Zurechtweisung” erfuhr, weil 
er den betreffenden "Vorgesetzten nicht mit 
seiner Amtsbezeichnung, sondern mit seinem 
Namen angesprochen hat? 

Was ist bisher auf die Intervention des 
Vogclsberger Heimat- Komitees vom 22. Juli 
1954 vom Bundesfinanzministerium unter- 
nommen worden, um die andauernden Manö ver 
und militärischen Übungen von Panzerein- 
heiten auf bewirtschaftetem Gelände zu unter- 
binden? 

Ist der Herr Bundesminister für Verkehr be- 
reit, angesichts der zahlreichen neuen Unfälle 
an unbeschrankten Bahnübergängen nunmehr 
Stopp-Schilder an diesen aufstellen zu lassen? 

Ist die Bundesregierung bereit, bei den Be- 
satzungsmächten für die Gewährung einer 
Weihnachtsgratifikation an die bei den alliierten 
Dienststellen tätigen Deutschen einzutreten? 

Beabsichtigt der Herr Bundesminister der 
Finanzen, im Kriegsfolgenschlußgesetz den- 
jenigen Besatzungsgeschädigten einen Ausgleich 
ihrer Forderungen zu bewilligen, deren An- 
sprüche durch die Länder unmittelbar vor 
der Währungsreform in RM-Beträgen abge- 
golten wurden? 



18. Abgeordneter 
Dr. Vogel 


19. Abgeordneter 
Dr. Arndt 


20. Abgeordneter 
Dr. Mommer 


21. Abgeordneter 
Spies 

(Emmenhausen) 


22. Abgeordneter 
Brück 


23. Abgeordnete 
Frau Meyer 
(Dortmund) 


Welche Schritte gedenkt der Herr Bundes- 
minister der Finanzen zu unternehmen, um 
zunehmenden Klagen des Einzelhandels über 
den Mangel an Ein- und Zweipfennigstücken 
abzuhelfen? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
der Witwe des am 30. Juni 1934 in München 
ermordeten Musikkritikers Dr. Willy Schmid 
sowie insbesondere seinen Kindern Duscha, 
Thomas und Hedwig zu einer Wiedergut- 
machung zu verhelfen? Ist die Bundesregierung 
bereit, zumindest aus Billigkeitsgründen und 
zunächst noch ohne Anerkennung einer Rechts- 
pflicht und vorbehaltlich einer endgültigen 
Regelung alsbald wenigstens die Zahlung 
einer angemessenen Rente zugunsten der 
Kinder zu leisten? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß be- 
stimmten Deutschen von der Saar, die dem 
Separatismus ablehnend gegenüberstchen, von 
der französisch geleiteten Paßbehörde der Paß 
verweigert wdrd, um Reisen ins Bundesgebiet 
unmöglich zu machen? 

Weiß die Bundesregierung, daß bei der Her- 
absetzung des Prozentsatzes der amtlich an- 
erkannten Körperbeschädigung die Begründung 
„Anpassung” oder „Gewöhnung” verwendet 
wird? 

Billigt die Bundesregierung diese Art der 
Begründung? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
solche Begründungen auszumerzen und bereits 
erfolgte Begründungen dieser Art rückgängig 
Zu machen? 

Wieviele Unfälle sind im Jahre 1952 und 
1953 an beschrankten Bahnübergängen der 
Deutschen Bundesbahn vorgekommen? 
Wieviel Personal ist zur Bedienung der Bahn- 
schranken erforderlich, und wie hoch sind 

1. die jährlichen Personalkosten, 

2. die übrigen Kosten (Unterhaltung, Er- 
neuerung usw. der Schranken)? 

Welche Kosten entstehen, wenn alle Straßen 
und Wege, die durch Schranken gesichert 
sind, über- oder unterführt werden? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß das 
Aufstellen von sogenannten Geschicklichkeits- 
und Glückspielautomaten ein sehr großes 
Ausmaß angenommen hat? 

Auf welche Lockerung von Bestimmungen 
ist das zurückzuführen? 



24. Abgeordnete 
Frau Meyer 
(Dortmund) 

25. Abgeordneter 
Schneider 
(Bremerhaven) 


26. Abgeordneter 
Kortmann 


27. Abgeordneter 
Varelmann 


28. Abgeordneter 
Dr. Arndt 


29. Abgeordneter 
Becker 
(Hamburg) 


Wieviel Devisen sind im letzten Jahre für 
die Einfuhr von Glückspielautomaten bzw. 
Musikautomaten zur Verfügung gestellt wor- 
den? 

Ist die Bundesregierung bereit, durch Verord- 
nung oder Erlaß eine Regelung zu treffen, 
die sicherstellt, daß Heimkehrern, die wegen 
der Einberufung zur Wehrmacht und der 
daran anschließenden Kriegsgefangenschaft ihre 
Prüfungen für spätere Berufsmöglichkeiten 
nicht rechtzeitig ablegen konnten, in beruf- 
licher Hinsicht und in Bezug auf Beförde- 
rungsmöglichkeiten keine Nachteile entstehen? 

Wann ist mit dem Erlaß der Rechtsverord- 
nung gemäß § 53 Abs. 7 des Gesetzes zur 
Regelung der Rechtsverhältnisse der unter 
Art. 131 des Grundgesetzes fallenden Personen 
in der Fassung vom 1. September 1953 (BGBl. I 
S. 1287) zu rechnen? 

Hält der Herr Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten es für möglich, 
daß ein Pächter für eine landwirtschaftlich 
genutzte Pachtung (mittlere Bodenqualität) 
in der Größe von 3,82 ha (2,22 ha Acker- 
land, 1,2 ha Wiesenland, 0,3 ha Kleeschlag 
und 0,1 ha Hofraum) einen Pachtpreis von 
1371,56 DM oder für eine Pachtstelle in 
Größe von 1,8 ha einen Pachtpreis Von 
804, — DM zahlt, ohne daß die Lebensgrund- 
lage der Pächterfamilie durch diesen aufgrund 
des Landpachtgesetzes von den landwirtschaft- 
lichen Behörden als Schiedsstelle festgesetzten 
Pachtpreis gefährdet wird? 

Ist die Bundesregierung bereit, die für die 
Einreise und den Aufenthalt von Staatenlosen 
geltenden Verwaltungsvorschriften dahin ab- 
zuändern, daß einem Staatenlosen der Auf- 
enthalt und die Erwerbstätigkeit in der Bun- 
desrepublik nicht versagt werden soll, wenn 
der Staatenlose bereits früher seinen ständigen 
Wohnsitz in Deuschland hatte und nur durch 
die nationalsozialistische Gewaltherrschaft aus 
Deutschland vertrieben wurde oder sogar 
durch solche Verfolgungsmaßnahmen schwere 
Schäden erlitt? 

Warum ist die Verordnung zur Durchführung 
des Kriegsgefangenenentschädigungsgesetzes 
vom 30. Januar 1954 (BGBl. I S. 5) noch 
nicht erlassen worden, welche die Zahlung 



30. Abgeordneter 
Scheuren 


31. Abgeordneter 
Corterier 


32. Abgeordneter 
Dr. Preller 


der Entschädigung auch für die früheren 
deutschen Kriegsgefangenen regelt, die vor 
dem 1. Januar 1953 in die Heimat zurück- 
gekehrt sind? 

Wann ist mit dem Erlaß dieser Verordnung 
zu rechnen? 


Ist der Herr Bundesminister der Finanzen 
bereit, gemäß dem Antrag der Fraktion der 
SPD - Drucksache 815 zu dem sich die 
Sprecher der Fraktionen der CDU/CSU, 
GB/BHE in der Sitzung des Bundestages am 
24. September 1954 zustimmend geäußert 
haben, aus den im Bundeshaushaltsplan 1954 
- Einzelplan 60 Kap. 6004 Tit. 541 - bereit- 
gestellten Beträgen Mittel für die Bewilligung 
von Teuerungszulagen an die Rentner der 
Pensionskasse Deutscher Eisenbahnen und 
Straßenbahnen so rechtzeitig zur Verfügung 
zu stellen, daß diese Rentner noch vor Weih- 
nachten eine Erhöhung ihrer Bezüge erfahren? 


Ist dem Herrn Bundesminister der Finanzen 
bekannt, daß bis vor kurzem bei der Ober- 
finanzdirektion Karlsruhe Dimaf on- Aufnah- 
megeräte benutzt wurden und hiermit u. a. 
auch in einem bekanntgewordenen Falle heim- 
liche Tonbandaufnahmen gemacht wurden, 
als ein Karlsruher Bürger zu einer Unter- 
redung dort erschienen war, zu der man ihn 
wegen der Angelegenheit eines Dritten gebe- 
ten hatte? 

Billigt der Herr Bundesminister die heimliche 
Verwendung von Tonbandaufnahmegeräten 
in seinen Dienststellen und was hat er - 
falls er dieses nicht tut - unternommen, um 
für die Folgezeit einen solchen Vertrauens- 
mißbrauch einem unbescholtenen Staatsbürger 
gegenüber zu verhindern ? 


Wann können die Altersrentner damit rechnen, 
daß der Herr Bundesminister für Arbeit die 
schon vor dem 6. September 1953 gegebenen, 
später vor fast jeder Landtagswahl, zuletzt 
in Gießen am 23. November dieses Jahres 
wiederholten Versprechungen einhält, für alle 
über 65-Jährigen eine Altersrente von 70 
bis 75 v. H. des Endlohnes, ähnlich wie die 
Pensionen der Beamten, einzuführen? 

Welche Deckungsvorschläge hat er für die 
Erfüllung dieser Zusicherung vorbereitet? 



33. Abgeordneter 
Fassbender 


34. Abgeordneter 
Brandt (Berlin) 


35. Abgeordneter 
Thieme 


36. Abgeordnete 
Frau Bennemann 

37. Abgeordneter 
Regling 


38. Abgeordneter 
Reitzner 


39. Abgeordneter 
Dr. Miessner 


Welche Verwendung ist für das ehemalige 
Muna-Gelände in Wolfhagen-Philippinendorf 
(Hessen) vorgesehen, das schon seit Jahren 
brach liegt? 

Besteht die Absicht, dieses dem Staat ge- 
hörende Gelände im Zuge der Wehrhaft- 
machung Westdeutschlands für aufrüstungs- 
wichtige Betriebe oder in welcher Form sonst 
zu verwenden ? 

Ist der Brief, den der Herr Bundeskanzler 
den Berliner Wählern vor dem 5. Dezem- 
ber 1954 -durch Postwurfsendung zugeleitet 
hat, aus jenem Fonds finanziert worden, der 
dem Bundeskanzler „für Förderung des In- 
formationswesens” zur Verfügung steht? Wenn 
nein, welche Mittel sind sonst für Druck und 
Verbreitung dieses Briefes in Anspruch ge- 
nommen worden? 

Da es sich bei der jüngsten Übung des Bun- 
desgrenzschutzes gezeigt hat, daß für beson- 
deren Einsatz ein sogenanntes „Auswärts- 
dienstgeld” von einer Deutschen Mark je 
Beamten und Tag völlig unzureichend ist, 
frage ich, ob der Herr Bundesminister des 
Innern bereit ist, für eine Erhöhung des Ver- 
pflegungszuschusses und „Auswärtsdienst- 
geldes” für besondere Einsätze zu sorgen? 

Wann ist mit der Vorlage eines Körper- 
behindertengesetzes im Bundestag zu rechnen ? 

Ist die Bundesregierung bereit, auf die Deut- 
sche Bundesbahn einzuwirken, damit das in 
der wirtschaftlich gefährdeten Zonengrenz- 
stadt Lübeck gelegene Bundesbahnausbesse- 
rungswerk, welches im Jahre 1948 noch etwa 
800 Beschäftigte aufwies, dagegen heute nur 
noch etwa 530, nicht still gelegt wird? Und 
ist die Bundesregierung evtl, bereit, besondere 
Zuschüsse in das Werk Lübeck zu geben, 
damit die Beschäftigtenzahl von 1948 wieder 
erreicht wird? 

Welche Maßnahmen hat der Herr Verkehrs- 
minister gegen den Lärm auf den Straßen 
unternommen, sind ihm die Erfahrungen 
anderer Länder bekannt und wenn ja, wie 
werden sie ausgewertet? 

An welche Übergangsregelungen denkt die 
Bundesregierung in der Frage der Besoldung 
der Bundesbeamten für die Zeit bis zum In- 
krafttreten der geplanten Besoldungsreform? 


Bonn, den 10. Dezember 1954 



